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498. Sitzung

Bonn, den 3. April 1981

Beginn: 9.31 Uhr

Prasident Zeyer: Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich erdffne die 498. Sitzung des Bundesra-
tes.

Die Tagesordnung liegt Thnen in vorliufiger Fas-
sung mit 24 Punkten vor.

Wir sind iibereingekommen, Tagesordnungs-
punkt 12 — Vorschlag der Kommission zur Festset-
zung der Preise fiir verschiedene landwirtschafili-
che Erzeugnisse — von der Tagesordnung abzuset-
zen und von einer Stellungnahme abzusehen, da die
Agrarpreis-Verhandlungen in Briissel am 2. April
dieses Jahres bereits abgeschlossen wurden.

Gibt es sonst noch Wortmeldungen zur Tagesord-
nung? — Das ist nicht der Fall. Dann ist sie so fest-
gestellt.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Biirgerlichen Gesetzbuches und des Woh-
nungshindungsgesetzes — Antrag des Landes
Berlin — (Drucksache 126/81).

Das Wort hat Herr Senator Ulrich, Berlin.

Ulrich (Berlin): Herr Prisident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! In den letzten Jahren hat
auf dem Wohnungsmarkt eine Entwicklung einge-
setzt, der energisch entgegengetreten werden muf}:
die immer haufigere spekulative Umwandlung von
Miet- in Eigentumswohnungen. Hans-Jochen Vogel
— damals noch Justizminister — hat dazu einmal
ausgefiihrt — ich zitiere —:

Mietwohnungen sind der Lebensmittelpunkt
der Mieter. Diese haben ein schutzwiirdiges In-
teresse an der Bestindigkeit ihrer raumlich-ge-
genstéindlichen Privatsphire.

Ein besonders augenfilliges Beispiel bietet die
Umwandlung chemals hilliger Altbauwohnungen
nach vorangegangener Modernisierung in teures
Wohnungseigentum, Betroffen ist aber nicht nur der
Bereich der Altbauten, sondern auch der soziale
Wohnungsbau. Allein im Land Berlin wurden zwi-
schen 1975 und 1980 rd. 5 000 Altbauwohnungen, zwi-
schen 1977 und 1980 etwa 5750 Sozialwohnungen
umgewandelt, davon 2680 Wohnungen allein im
Jahre 1879.

Die Welle von Umwandlungen hat bei zahlreichen
Mietern zu Angst und Sorge vor dem Verlust ihrer
Wohnung gefiihrt. Sie sehen die Gefahr, nach der
Umwandlung durch eine Eigenbedarfskiindigung
des Wohnungseigentiimers aus der Wohnung ver-
dréngt zu werden. Dariiber hinaus miissen sie be-
fiirchten, auf dem als Folge der zahlreichen Um-
wandlungen verkleinerten Markt keine in Preis und
Grile angemessene Mietwohnung mehr zu finden.
Viele Biirger sind jedoch auf Mietwohnungen abso-
lut angewiesen, weil sie, zumal in den GroBstidten,
nicht in der Lage sind, Wohnungseigentum zu bil-
den. Deshalb ist es notwendig, den Schutz der um-
wandlungsbetroffenen Mieter weiter zu verstér-
ken.

Diese Notwendigkeit haben alle drei im Berliner
Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien — die CDU,
die SPD und die FDP -— erkannt und einstimmig ei-
nen entsprechenden Beschlufl gefaBt. Auf seiner Ba-
sis beruht der Ihnen heute vorliegende Gesetzesan-
trag des Landes Berlin. In unserer Stadt stellt sich
das Problem in besonderer Schirfe dar. Dennoch ist
es nach meiner Kenntnis nicht nur ein Berliner Pro-
blem, sondern heispielhaft fiir alle Ballungsréiume
des Bundesgebietes.

Unser Gesetzesantrag sieht fiir Sozialwohnungen
den grundsitzlichen Ausschlufi von Eigenbedarfs-
kiindigungen vor; fiir den Bereich der librigen Woh-
nungen, z. B. Altbauten, wird angestrebt, die Még-
lichkeit der Eigenbedarfskiindigung bei Vorliegen
sozialer Hiirten erheblich zu erschweren.

Wir sind der Auffassung, da hiergegen keine ver-
fassungsrechtlichen Bedenken bestehen. Zwar be-
schrinkt die Beseitigung der sogenannten Eigenbe-
darfskiindigung in gewissem Umfang die Hand-
lungsfreiheit des Wohnungseigentiimers. Dies ist
aber im Hinblick auf die in Art. 14 Abs. 2 GG veran-
kerte Sozialbindung des Eigentums vertretbar und
nach meiner und vieler anderer Ansicht absolut ge-
rechtfertigt. Die verfassungsrechtliche Forderung
einer am Gemeinwohl ausgerichteten Nutzung des
Privateigentums umfalt das Gebot der Riicksicht-
nahme auf die Belange derjenigen Mitbiirger, die
auf die Nutzung der hetreffenden Eigentumsgegen-
stinde angewiesen sind. Der Eigentiimer einer um-
gewandelten Wohnung hat dementsprechend auf
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den Mieter, der auf die Wohnung angewiesen ist,
Riicksicht zu nehmen.

Die durch den vorliegenden Gesetzesantrag ge-
schiitzten Mieter sind auf ihre Wohnungen beson-
ders angewiesen. Als Sozialmieter bzw. als soziale
Hirtefalle haben sie erhebliche Schwierigkeiten,
auf dem freien Markt eine angemessene Mietwoh-
nung zu finden. Angesichts des ungeniigenden An-
gebots an preiswertem Wohnraum erscheint es da-
her auch im Sinne von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG not-
wendig und sachgerecht, daB diese Mitbiirger vor
der Méglichkeit einer Eigenbedarfskiindigung und
damit vor Verdringung geschiitzt werden.

Die schutzwiirdigen Interessen des Eigentiimers
bleiben dabei ausreichend gewahrt; lediglich der Be-
reich seiner Kiindigungsméglichkeiten wird einge-
schrénkt. Die wirtschaftliche Verwertung seines Ei-
gentums sowie die Nutzung als Mietobjekt sind ihm
nach wie vor méglich.

Soweit einem Wohnungseigentiimer durch den
vorliegenden Gesetzentwurf die Chance genom-
men wird, einen moglichst hohen Verkaufserlds zu
erzielen, ist auf die einschligige Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts zu verweisen. Da-
nach ist das Streben nach Maximalrendite allein
verfassungsrechtlich nicht geschiitzt. Dariiber hin-
aus bleibt selbst bei umgewandelten Sozialwohnun-
gen die Mdglichkeit einer Eigennutzung — jeden-
falls fiir den Fall, daB der Mieter die Wohnung ver-
lassen machte — bestehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich abschlieBend noch auf einen anderen
Aspekt des vorliegenden Gesetzesantrags hinwei-
sen. Das Land Berlin verspricht sich hiervon auch,
dafl die Nachfrage nach Eigentumswohnungen auf
den Neubaubereich gelenkt wird und sich damit Im-
pulse fiir das Baugeschehen ergeben.

Ich bitte Sie, der Vorlage zuzustimmen.

Priésident Zeyer: Das Wort hat Herr Staatsminister
Gaddum, Rheinland-Pfalz.

Gaddum (Rheinland-Pfalz): Herr Prisident! Meine
sehr verehrten Damen, meine Herren! Nach den vor-
liegenden Erklirungen der Bundesregierung und
der politischen Parteien ist im Mai dieses Jahres,
also in etwa einem Monat, die Vorlage von Vorschia-
gen zu Gesetzesiinderungen zur Wohnungsbaupoli-
tik zu erwarten.

Das Land Berlin legt heute einen Gesetzentwurf
vor, der bei der Umwandlung einer Mietwohnung in
eine Eigentumswohnung die Kiindigung eines Miet-
verhiltnisses praktisch unméglich macht Der Ent-
wiurf geht von den besonderen Problemen Berlins
aus, wird aber auch mit dem Anspruch begriindet,
die Lage in Berlin sei beispielhaft fiir alle Ballungs-
rdume in der Bundesrepublik.

Dies ist so nicht richtig. Sicherlich haben wir
Hausbesetzungen und Probleme in vielen gréBeren
und kleineren Stddten in der Bundesrepublik. Die
Motive dafiir sind sehr unterschiedlich; jedenfalls ist
die Massierung dieses Problems in Berlin wohl ein-

malig — quantitativ wie auch hinsichtlich der Be-
gleiterscheinungen.

Fehler bei der Sanierung, meine Damen und Her-
ren, sind vielerorts gemacht worden. Kein Land
sollte sich davon véllig freisprechen. Wir haben hier-
bei alle, meine ich, zulernen miissen und miissen
auch kiinftig zulernen, allerdings wohl auch in etwas
unterschiedlichem Mafe. Ich kenne keine Stadt, in
der sich der Widerstand gegen die Sanierungspolitik
so konzentriert hat wie in Berlin.

Es wird in dem Antrag die spekulative Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen durch Pri-
vate angesprochen. Es ist nicht die Rede davon, wel-
chen Anteil an dieser Entwicklung falsche Eingriffe
des Gesetzgebers, MaBnahmen des Senats, seiner
Sanierungstriager und der von ihm kontrollierten
Wohnungsunternehmen haben. Im Bundestag hat
der Regierende Biirgermeister, Herr Dr, Vogel, sol-
che Fehler durchaus auch fiir Berlin zugegeben.

(Dr. Posser [Nordrhein-Westfalen]: Ein ehr-
licher Mann!)

Wenn, wie in Berlin, von 1,1 Millionen Wohnungen
ca. 300 000 der Stadt gehiren, wenn etwa drei Viertel
der 800 zur Zeit leerstehenden Hiuser in Berlin Ei-
gentum der Stadt bzw. stédtischer Wohnungsbauge-
sellschaften sind, dann sind dies Indizien einer
durchaus atypischen Situation. In keiner anderen
Stadt hat die 6ffentliche Hand so stark wie in Berlin
in den Wohnungsbau und in den Wohnungsmarkt
eingegriffen und ihn reguliert. Entsprechend einma-
lig sind die Ergebnisse.

Es ist wohl zu sehen, daB die besondere Berliner
Situation jetzt, nachdem der Karren gleichermaBen
verfahren ist, Antworten verlangt, die dieser beson-
deren Situation entsprechen. Um so mehr iiber-
rascht es, daf} Berlin einen Entwurf vorlegt, der All-
gemeingiiltigkeit beansprucht, dabei aber dann of-
fensichtlich die umgekehrte Marschrichtung ver-
folgt wie die Bundesregierung, die bekanntlich von
den gleichen politischen Kriften getragen wird, und
insbesondere auch der Bundeskanzler.

Auch der Bundeskanzler hat in seiner Regie-
rungserkldrung die Notwendigkeit der Konzentra-
tion der Wohnungsbaupolitik auf Stadt- und Bal-
lungsgebiete betont, spricht aber in diesem Zusam-
menhang sehr eindeutig davon, mehr marktwirt-
schaftliche Elemente in den sozialen Wohnungsbau
einzufiihren. Was heute hier vorliegt, ist sicherlich
mit umgekehrter Intention vorgelegt worden.

Den Stédten — und dabei war ausdriicklich auch
von Berlin die Rede — bescheinigt der Bundeskanz-
ler, dall gesetzliche Instrumente zur Verfligung stiin-
den; man habe sie aber nicht angewandt. Ich darf zi-
tieren:

Da gibt es die Zweckentfremdungsverordnung,
da gibt es das Modernisierungsgebot, da gibt es
das Belegungsrecht, da gibt es das AbriBverhot,
um nur einige der rechtlichen Instrumente zu
nennen, die einer Gemeinde, die einer GroB-
stadt beim Leerstehen von Wohnungen zur Ver-
figung stehen. Die Kommunen kénnen auch
nicht geltend machen, daB sie etwa nicht kurz-
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fristig eingreifen kénnten. In vielen Fillen han-
delt es sich um einen sehr langfristen Sehlendri-
an, der eingerissen ist.

So weit der Bundeskanzler. Das Land Berlin meint
offensichtlich, jetzt hier trotzdem anders reagieren
zu sollen.

Uber diese unterschiedlichen Konzeptionen wird
bei den Beratungen im Bundesrat und insbesondere
in den Ausschiissen im Zusammenhang zu diskutie-
ren und zu entscheiden sein.

Ich kenne den breiten parlamentarischen Hinter-
grund in Berlin, der hinter dieser Initiative steht. Ich
habe jedoch Zweifel, ob der mit dem vorliegenden
Gesetzesantrag vorgeschlagene Weg hilft, die Berli-
ner Probleme zu losen. Aber ich will mich hier
durchaus auch der Argumentation Berlins zu Berlin
stellen. Wir miissen sie sorgfiltig priifen und abwi-
gen. Ich bin aber fest davon liberzeugt, daB der hier
vorgeschlagene Weg die Probleme in unserem Land
— das gilt sicherlich ebenso fiir andere Lénder —,
und zwar auch in den Ballungsrdumen, eher ver-
schirft als 16st. Deshalb muB ich mich damit heute
hier auseinandersetzen.

Der Kiindigungsschutz hat seinen guten Grund in
der Notwendigkeit des sozialen Schutzes fiir den
Schwicheren. Das ist unstreitig. Fiir den Schwiche-
ren heiit aber auch, daB ich abwéigen muB. Eine
Gleichsetzung von Sozialmieter mit sozialen Hérte-
fillen, Herr Kollege Ulrich, wie Sie sie gerade vorge-
nommen haben, ist schlechterdings unmiglich; denn
sonst brauchten wir die Diskussion liber die Fehlbe-
legung iiberhaupt nicht zu fithren. Sie wird ja nur
deshalb gefiihrt, weil Sozialmieter und soziale Hér-
tefille nicht mehr gleichgesetzt werden kdnnen.

Der Schutz, den wir im Prinzip fiir den sozial
Schwachen durchaus wollen — das ist vollig unstrei-
tig —, mul aber auch diese soziale Aufgabe erfiillen
konnen und darf nicht das Gegenteil bewirken. Spe-
kulanten haben auf dem Wohnungsmarkt wie in an-
deren Bereichen dann eine Chance, wenn Angehot
und Nachfrage nicht {ibereinstimmen. Die Situation
des Mieters verbessern wir dann, wenn Wohnungen
gebaut und angeboten werden. Eine Intensivierung
der Verwaltung des Mangels hilft hier nur schein-
bar.

Wir wollen den sozial notwendigen Kiindigungs-
schutz. Aber die hier vorgeschlagene Verschirfung
des Kiindigungsschutzes verireibt auch den letzten
privaten Investor vom Wohnungsmarkt. Sie sagten,
Herr Kollege Ulrich, das Recht des Eigentimers
bleibe unberiihrt. Er hat zwar alle Rechte; nur eines
hat er mit Sicherheit nicht: Er darf nicht in seinem
Eigentum wohnen. Ob man auf diesem Hintergrund
sagen kann, daB seine Rechte unberiihrt blieben,
scheint mir zumindest fraglich zu sein.

Wenn der private Investor austillt -—— ich kinnte
hier in diesem Zusammenhang den Bundeskanzler
noch weiter zitieren —, stellt sich die Frage: Wer
kann an seine Stelle treten? Wir wissen doch alle,
daB der Staat — das trifft fiir den Bund genauso zu
wie fiir die Linder und die Gemeinden — nicht in
der Lage ist, diesen privaten Investor zu ersetzen.

Deshalb bedeutet der von Berlin vorgeschlagene
Eingriff letztendlich eine Verstirkung der Tendenz
bei den privaten Investoren, sich aus dem Woh-
nungsbau zuriickzuziehen, und damit eine Ver-
schlechterung der Situation der Mieter. Der Bundes-
kanzler sieht dies #hnlich; denn er spricht von der
Notwendigkeit, die Rahmenbedingungen fiir den
freifinanzierten Wohnungsbau zu verbessern. Was
hier vorgeschlagen worden ist, geht in die entgegen-
gesetzte Richtung.

Die Initiatoren des Gesetzesantrags scheinen
auch vergessen zu haben, daB es Ziel der Wehnungs-
baupelitik ist — und so steht es seit langem in § 1 des
Zweiten Wohnungsbaugesetzes —, die Bildung von
Einzeleigentum zu férdern. Noch Ende 1977 sind die
Abschreibungsméglichkeit nach § 7b EStG und die
Grundsteuervergiinstigung auf den Altwohnungsbe-
stand ausdriicklich ausgedehnt worden. Diese Rege-
lung gilt nicht nur fiir den bisherigen Wohnungsmie-
ter, sondern sollte ausdriicklich — das ergibt sich
aus dem Gesetzestext und aus der Diskussion, die
dariiber gefiihrt wurde — auch den Erwerb solcher
Wohnungen durch Dritte begiinstigten. Natiirlich
hat es in diesem Bereich Miflbrauche gegeben. Der
Bundeswohnungsbauminister sprach zu Recht da-
von, daB dies Einzelfille seien, die nicht verallgemei-
nert werden diirften. Das mu8 man, meine ich, dann
aber auch als Gesetzgeber beriicksichtigen.

Die fiir die Leitlinie des sozialen Mietrechts
grundlegende Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 23. April 1974 stellt fest, daB der
Gesetzgeber gerade auch im Mietrecht die Span-
nungslage von privatniitziger Verfiigungsbefugnis
des einzelnen und dem Gebot der Riicksichtnahme
auf die Belange des einzelnen Rechtsgenossen, der
auf die Nutzung des Eigentums angewiesen ist, zu
beriicksichtigen hat. Er mufl daher Bestimmungen
schaffen, die sowohl die Belange des Mieters wie die
des Vermieters beriicksichtigen. Von einer solchen
Ausgewogenheit ist bei dem vorgelegten Entwurf
nichts zu erkennen.

Dies fithrt zu dem entscheidenden Mangel der
hier vorgelegten Konzeption. Er fiihrt eine Sozialpo-
litik weiter, die nur diejenigen schiitzt, die eine Woh-
nung haben — ob berechtigt oder unberechtigt —,
ohne auch an diejenigen zu denken, die eine Woh-
nung suchen. Ihnen muBl zumindest zu vergleichba-
ren Bedingungen geholfen werden.

Der vorliegende Entwurf bewirkt genau das Ge-
genteil. Er veranlaBt den Hausbesitzer geradezu, ei-
nen Mietvertrag kurz vor der Aliersgrenze zu kiindi-
gen, bevor er langer als zehn Jahre besteht, damit
die vom Gesetz vorgelegten Bindungen nicht eintre-
ten. Ein Schutz? Die kinderreiche Familie wird eben
keinen Vermieter mehr finden, weil sie die Rechts-
position des Vermieters von vernherein so ver-
schlechtert, daB er sich eine Familie suchen wird, die
nicht unter diesen Schutz fillt. Die Familie mit Kin-
dern bekommt keine Wohnung, und Einversténdnis

. {iber Modernisierungen wird es eben nicht mehr ge-

ben.

Meine Damen und Herren, die Initiatoren des Ge-
setzentwurfs haben offensichtlich aus den negativen
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Erfahrungen etwa mit Kiindigungsschutzregelun-
gen auf dem Arbeitsmarkt nichts gelernt, die be-
kanntlich die Arbeitsmarktsituation der dlteren An-
gestellten eher verschlechtert als verbessert haben.
Ich helfe einer sozialen Gruppe nicht, wenn ich in
dieser Weise in die Vertragsfreiheit eingreife, son-
dern ich erschwere praktisch ihre Chance, sich auf
dem Markt zurechtzufinden.

Wie wenig der sozialpolitische Ansatz des Geset-
zes stimmt, wird daran deutlich, daB er einen gene-
rellen Kiindigungsschutz fiir Personen einfiihrt, de-
ren Jahreseinkommen unter dem doppelten Betrag
der Einkommensgrenze nach § 25 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes liegt. Das muBl man in Mark und
Pfennig iibertragen; denn dies bedeutet, daB eine
dreikdpfige Familie, eine Familie mit einem Kind,
mit einem Jahreseinkommen bis zu 76 ¢00 DM sozial
geschiitzt ist. Fiir den Alleinstehenden liegt die
Grenze bei 43 000 DM. Wenn wir die soziale Bed{irf-
tigkeit so definieren, weil ich nicht, wie wir in der
Bundesrepublik noch Sozialpolitik betreiben wollen.
Ich weil auch nicht, welche Vorstellungen die
Initiatoren des Gesetzes von der in Deutschland ge-
gebenen Einkommenspyramide haben. Den Kreis
der Schutzbediirftigen in der Form zu definieren,
wie es hier geschieht, bedeutet im Ergebnis den Ver-
zicht auf eine Politik zur Hilfe fiir die echt sozial Be-
dirftigen,

Der Haupteinwand gegen den vorliegenden Ent-
wurf ist deshalb der, dafi dieser nur vordergriindig
sozial ist, in den Auswirkungen aber massiv unsozial
ist und deshalb erheblichen Bedenken begegnet.

Président Zeyer: Ich erteile das Wort Herrn Mini-
ster Dr. Zipel, Nordrhein-Westfalen.

Dr. Zdpel (Nordrhein-Westfalen): Herr Prisident!
Meine Damen und Herren! Die Landesregierung
von Nordrhein-Westfalen begriifit die Initiative des
Landes Berlin aus zwei Griinden: zum einen, wie
Herr Kollege Ulrich gesagt hat, weil das Problem des
Wegfalls von preisgiinstigem Wohnraum fiir Miet-
wohnungssuchende in der Tat in allen Ballungsge-
bieten der Bundesrepublik besteht, nicht nur in Ber-
lin, zum anderen, weil mit dieser Initiative des Lan-
des Berlin die wohnungspolitische Diskussion in der
Bundesrepublik wieder niher an die Tatsachen her-
angefiihrt wird, an Tatsachen, die sich in einzelnen
Regionen, in Ballungsgebieten und lindlichen Zo-
nen sehr unterschiedlich darstellen. Ich glaube,
diese Diskussion wieder an die Wirklichkeit heran-
zufiihren und nicht mit abstrakten Prinzipien zu be-
streiten, wie das soeben Herr Kollege Gaddum wie-
der getan hat, ist iibernotwendig.

Zur Sache braucht man den Erlduterungen von
Herrn Senator Ulrich nicht viel hinzuzufiigen. Das
Problem ist dargelegt und den Experten seit linge-
rem bekannt. In zweierlei Gesetzeszusammenhén-
gen werden Regelungen vorgeschlagen. Der Teil, der
die Mietrechtsregelungen des BGB betrifft, die Pré-
zisierungen der Zielkonflikte zwischen sozialer
Hirte fiir den Mieter und Eigenbedarf fiir den Ver-
mieter, findet fast vorbehaltlos unsere Unterstiit-
zung. Die rechtlichen Regelungen der letzten Jahre
auf diesem Gebiet haben nicht ausgereicht. Das

zeigt die Wirklichkeit jeden Tag, wenn man fragt:
Was wissen Mieter iiber ihren Schutz in der Frage
der Umwandlung ihrer Wohnung? Sie haben bisher
nicht ausgereicht, um Rechtssicherheit und Schutz
auf dem Gebiet der freifinanzierten Wohnungen zu
gewdhrleisten.

Ein anderer Bereich der Regelung betrifft das
Wohnungsbindungsgesetz, d. h. die Frage, wie mit
tffentlich geférderten Wohnungen verfahren wer-
den kann. Es mag sein, da8 die Normierung des tota-
len Ausschlusses der Umwandlung einer einmal 6f-
fentlich geforderten Wohnung in eine Eigentums-
wohnung eine sehr weitgehende Regelung ist. Ich
glaube, es wird ein Konsens dariiber zu erzielen sein,
dafi eine Welt, in der solche Regelungen in keiner
Stadt und in keiner Region notwendig sind, schiner
wiire als eine Welt, in der so etwas passiert. Man
sollte auch die Hoffnung nicht aufgeben, dall woh-
nungspolitische Bemiihungen, daB zusitzliche Inve-
stitionen im Wohnungsbau sclche Regelungen viel-
leicht einmal wegfallen lassen. Ich meine aber, da8
Berlin und andere Ballungsgebiete im Augenblick
mit einer solchen Regelung im Wohnungsbindungs-
gesetz besser leben kinnten und leben wiirden als
ohne.

Man kénnte aber schon in die AusschuBberatun-
gen die Uberlegung einbeziehen, ob eine derartig
stringente Regelung im Wohnungsbindungsgesetz
nicht regionalisiert werden sollte, vielleicht an den
Tatbestand der Festlegung als Gebiet mit erhhtem
Wohnungsbedarf ankniipfen sollte und damit in Re-
gionen, wo es so etwas nicht gibt, nicht eingefiihrt
werden diirfte. Die Moglichkeit der Linder, an den
Tatbestand des erhéhten Wohnungsbedarfs im Rah-
men des Wohnungsbauéinderungsgesetzes von 1980
anzukniipfen, hat sich sehr bewihrt. Man kénnte
auch dariiber nachdenken, ob man hier zeitliche Be-
fristungen und damit den Zwang der Uberpriifung
solcher Bestimmungen vorsehen solite, um nicht auf
zu lange Dauer derartige Festschreibungen zu ha-
ben.

Mit dem Stichwort der Regionalisierung komme
ich aber zu einem Kernproblem unserer wohnungs-
politischen Diskussion, das man, glaube ich, gerade
im Bundesrat vortragen muf}. Die Wohnungsproble-
me in der Bundesrepublik sind nicht einheitlich,
sondern sie sind von dem Zusammenhang zwischen
Wohnen, Stadtstruktur und Siedlungsstruktur ab-
héngig. Sie sind in allen Ballungsgebieten ganz un-
terschiedlich, und sie sind anders auf dem Lande.
Der Bundesrat miifite das Organ sein, in dem diesen
Unterschieden Rechnung getragen wird, in dem Be-
mijhungen eingeleitet werden, den Lindern jeweils
fiir ihre Problemlage entsprechende Lésungen zu er-
moglichen.

Die Probleme sind beispielsweise in der Siid- und
in der Nordeifel villig gleich, Herr Kollege Gaddum.
Rheinland-Pfalz in der Siideifel und Nordrhein-
Westfalen in der Nordeifel sollten fiir eine sozial ef-
fektive Eigentumsfdrderung in diesen Bereichen
sorgen; denn ich glaube, daB das in diesen Gebieten
das wichtigste ist und daB die Wohnungsprobleme
in solchen Regionen mit einer weiteren Stirkung
und sozialen Effektivierung der Eigentumsforde-
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rung am besten geldst werden kinnen Dall der
Waunsch, in Eigentum zu wohnen, von etwa 70% der
Menschen in der Bundesrepublik geduflert wird,
wenn sie befragt werden, ist auch uns bekannt.
Uberall, wo dies problemlos méglich ist, sollte man
das auch — ich sage es noch einmal — sozial und fa-
miliengerecht fordern. Hier kann man sich schnell
iiber Landergrenzen hinweg einigen.

In Ballungsgebieten sieht es jedoch anders aus.
Dort 1aiit sich dieser Wunsch nicht ohne weiteres er-
fiillen, dort sind die vorgegebenen Probleme anders.
Ich halte es deshalb fiir falsch, mit abstrakten Prin-
zipien und abstrakten ordnungspolitischen Ausfiih-
rungen iber die Wirkungen des Marktes an solche
wohnungspolitischen Probleme, die sich so unter-
schiedlich darstellen, heranzugehen. Wenn man das
tut, werden diese abstrakten Prinzipien zur Ideolo-
gie, weil sie die Wirklichkeit in keiner Weise mehr
wiedergeben.

Das wird auch véllig unabhéngig von der parteipo-
litischen Orientierung derjenigen, die sich in unter-
schiedlichen Gebieten dieses Landes zur Wohnungs-
politik &uBern, deutlich. Herr Senator Ulrich konnte
darauf hinweisen, daB die Initiative zu dem Antrag
des Landes Berlin von allen drei im Abgeordneten-
haus vertretenen Parteien unterstiitzt wird, also von
FDP, CDU und SPD. Wenn ich die AuBerungen der
Oberbiirgermeister von Mianchen, Frankfurt oder
Stuttgart zur Wohnungspolitik hére, so unterschei-
den sie sich kaum oder gar nicht von AuBerungen
der Biirgermeister von Berlin, Hamburg, Bremen
oder den grofen Stidten des Ruhrgebiets, weil diese
eben die Wirklichkeit kennen. Die AuBerungen in
landlichen Gebieten — deshalb sprach ich iiber die
Nord- und die Siideifel — unterscheiden sich davon
auch nicht. Die sozialdemokratisch geflihrte Regie-
rung in Nordrhein-Westfalen wird fiir diese Gebiete
die gleiche Politik betreiben wie die christdemokra-
tisch gefiihrte Regierung in Rheinland-Pfalz.

Aber kehren wir aus den einzelnen Gebieten zur
Wirklichkeit zurtick! Deshalb der Appell in diesem
Raum: Die Lander sollten bei diesem Gesetz wie bei
der Behandlung weiterer Initiativen die Chance er-
halten, die Probleme sachgerecht zu regeln, und
nicht abstrakte Normen aus einem abstrakten, ideo-
logieverdéchtigen Himmel ableiten, was die sachge-
rechte Problemlésung vor Ort verhindert.

Wohnungen — das wiirde ich gern noch hinzufii-
gen — eignen sich weniger als jedes andere Gut
dazu, mit abstrakten ordnungspolitischen Formeln
angegangen zu werden. Kein Gut kann so viel sozia-
len Nutzen stiften wie eine am richtigen Ort richtig
gebaute Wohnung, zusétzlichen sozialen Nutzen, fiir
den derjenige, der diesen Nutzen stiftet, gar kein
Entgelt in Form von Marktpreisen bekommt Aber
eine Wohnung kann auch ungeheuren sozialen
Schaden stiften, fiir den derjenige, der ihn anrichtet,
keine Gegenleistung erbringen mufl.

Wenn es ein Gut gibt, das in der Wirklichkeit in ei-
ner solchen Weise wirkt, nimlich auBerordentlichen
sozialen Nutzen ohne Entgelt fiir den Stifter erbrin-
gen, aber auch auBerordentlichen sozialen Schaden
anrichten zu kénnen, ohne daBl der Schidiger zahlen
mub, hat man dariiber nachzudenken, wie das Pro-

blem mit rechtlichen Regelungen gelést werden
kann. Das ist fiir die Wohnungsversorgung in den
Ballungsgebieten erforderlich.

Wir miissen zur Wohnungspolitik ein Weiteres sa-
gen. Kein Wirtschaftsgut ist, glaube ich, so an die So-
zialpflichtigkeit des Eigentums gebunden, die in
Art. 14 GG auch normiert ist, wie die Wohnung. Wird
die Sozialpflichtigkeit des Eigentums verletzt, ent-
stehen Konflikte. Diese waren schon immer vorhan-
den und sind auch jetzt wieder entstanden. Sowenig
der Staat die mit den Hausbesetzungen verbunde-
nen VerstiSe gegen Rechtsregeln hinnehmen kann,
sowenig darf er gleichgiiltig gegeniiber der Tatsache
sein, da die Verletzung des Prinzips der Sozial-
pflichtigkeit am Wohneigentum zu solchen Konflik-
ten fiihrt. Beides héingt eng zusammen. Ich sehe die
Initiative des Landes Berlin, gegen die Verletzung
dieser Sozialpflichtigkeit etwas zu tun, in diesem Zu-
sammenhang.

Ich hoffe, daBl wir bei den Beratungen im Aus-
schuB vor allem meinem Hauptanliegen gerecht
werden, es allen Landern, gestiitzt auf das féderale
Prinzip, das ja von den unterschiedlichen Problem-
lagen in einzelnen Liéndern ausgeht, den Léndern,
die groBe Ballungsgebiete haben oder die — wie die
Stadtstaaten — ausschlieBlich solche sind, zu er-
miglichen, sach- und wirklichkeitsgerecht mit dem
Wohnungsproblem fertigzuwerden. Es wire eine
grof3e Leistung des Bundesrates, wenn er diese Pro-
bleme l6sen kénnte und die Gebiete, in denen sich
wegen der Ballung Probleme ergeben, nicht durch
das Uberstiilpen abstrakter Rechtsregein, die nicht
tiberall stimmen, im Grunde genommen vergewal-
tigt wiirden.

Prisident Zeyer: Das Wort hat Herr Senator Apel,
Hamburg.

Apel (Hamburg): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Ich méchte den bisherigen Ausfiihrun-
gen noch einige wenige Bemerkungen hinzufiigen.
Erstens: Ich mdchte die Aufmerksamkeit des Hau-
ses darauf lenken, da8 wir jetzt nicht dariiber zu be-
finden haben, ob das, was Berlin aufgeschrieben hat,
morgen oder aisbald Gesetz wird, sondern reden wir
dariiber, ob wir es an die Ausschiisse iiberweisen,
wohin es gehort. :

Ich bin der Meinung, daf das, was Berlin wiinscht,
vom Grundsatz her richtig ist. Insoweit kann ich
mich den Ausfiihrungen von Herrn Minister Zipel
anschlieBen. Uber einige Einzelheiten, z. B, {iber den
Punkt, den auch Herr Gaddum angesprochen hat,
nimlich ob Einkommensgrenzen abschlieBend
schon richtig gezogen worden sind, und iiber andere
Punkte werden wir uns in den Ausschiissen unter-
halten miissen. Dem stimmen wir also zu.

Ein zweiter Punkt. Herr Minister Gaddum hat un-
ter Berufung auf den Bundeskanzler andere Bestim-
mungen herangezogen und erklédrt, Fehlleitungen
auf dem Wohnungsmarkt kénnten bereits mit dem
vorhandenen gesetzlichen Instrumentarium ausrei-
chend bekdmpft werden. Dazu sage ich klar: Das ist
nicht der Fall. Selbst wenn der Herr Bundeskanzler
davon ausgegangen sein sollte, trifft das nicht zu. Ich
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nenne als Beispiel die Zweckentfremdungsverord-
nung, die wir hier im Bundesrat schon einmal ange-
sprochen haben und deren Instrumentarium wir
gern verschirfen wiirden.

Ich will das jetzt nicht ausfiihrlich darstellen, son-
dern auf den Fall eines Hamburger Mitblirgers —
mit Adresse in der Schweiz iibrigens — abheben, der
zum Teil seit Jahren hundert Wohnungen leerstehen
14a6t, der mit Bufigeld in Héhe von 500 000 DM belegt
worden ist, aber in unserem Rechtswegestaat noch
keinen Pfennig gezahlt hat. Die Wohnungen stehen
weiterhin leer, mit der Folge, daB sie durch langes
Leerstehen verwahrlosen, so daB dann die Gerichte
wieder sagen: Das ist kein vermietbarer Wohnraum
mehr; er muB erst saniert werden. Dann kommen die
Sanierungsgebote auch wieder nicht oder so spat
zum Zuge, daB der politische Schaden bereits einge-
treten ist.

Vor diesem Hintergrund kiindige ich an, da Ham-
burg die Initiative Berlins in recht kurzer Zeit durch
Wiinsche auf einem anderen Gebiet, insbesondere
auf dem der Zweckentfremdungsverordnung, ergin-
zen wird.

Dritter und letzter Punkt. Herr Kollege Gaddum,
Sie haben, an Herrn Senator Ulrich gewandt, gesagt,
er habe Sozialmietfiille und soziale Hirtefiille
gleichgesetzt. Ich habe das nicht gehort. Nach mei-
nem Verstidndnis hat Herr Senator Ulrich, und zwar
véllig zu Recht, beide Gruppen nebeneinander ge-
nannt. Ich glaube, niemand weil3 genauer als er, daB
das nicht das gleiche ist, daB sich aber unter den So-
zialmietféllen auch soziale Hértefiille befinden, Hilft
man den einen, hilft man gleichzeitig auch den ande-
ren. Aber das ist eigentlich nicht der Kern.

Sie haben dann gesagt, es bestehe Einigkeit dar-
iiber, da8 das Sozialstaatsgebot darauf abhebe, dem
sozial Schwécheren zu helfen. So abstrakt ist diese
Aussage richtig. Nur, dem, was Sie daraus folgern,
kann ich nicht folgen. Der ,sozial Schwiichere* ist
hier gerade nicht der sozial Schwache, der soziale
Hértefall, dem geholfen werden muB, sondern WSO~
zial schwécher” im Komparativ bedeutet: Demjeni-
gen, der in der sehwiicheren Marktposition ist, muf}
geholfen werden. Ihr Hinweis auf das Arheitsrecht
sollte das vollig deutlich machen. Im Arbeitsrecht
gibt es einen Kiindigungsschutz fiir Arbeitnehmer
doch nicht, weil das soziale Problemfiile wiéren, son-
dern weil sie sich gegeniiber dem Arbeitgeber in der
schwicheren Position befinden und deshalb befri-
stet gegen Kiindigung oder willtkiirliche Kiindigung
geschiitzt werden miissen. Kiindigungen miissen
auch bei Arbeitnehmern, die zu den von Ihnen ge-
nannten Einkommensgruppen gehéren, sozial ange-
messen und gerechtfertigt sein.

Vor diesem Hintergrund hat Berlin villig recht,
wenn es davon ausgeht, daB fiir die Gruppe der So-
zialmieter, fiir diese sich in der sozial, sprich: markt-
miiBig schwiicheren Position Befindlichen — wie im-
mer man das definiert; in diesem Punkt kénnten wir
uns in den AusschuBberatungen durchaus niher-
kommen — etwas getan werden muB. Das ist der
Hauptgrund dafiir, daB wir die Initiative Berlins be-
griiBen.

Prisident Zeyer: Das Wort hat Herr Senator Ulrich,
Berlin.

Ulrich (Berlin): Herr Prisident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich méchte nur noch drei
kurze Bemerkungen machen.

Erstens. Herr Kollege Gaddum, unsere Gesetzes-
vorlage hat mit der aktuellen Situation und den
Hausbesetzungen iiberhaupt nichts zu tun. Zweifel-
los haben wir Fehler bei der Sanierung gemacht; das
haben wir auch 8ffentlich erklirt. Der Gesetzent-
wurf entstammt einer Initiative des Abgeordneten-
hauses, die einige Monate zuriickliegt, als es noch
gar keine Besetzungen gab. Er hat auch nichts mit
den Sanierungsgebieten zu tun, sondern er bezieht
sich auf den Normalfall im Bereich der Sozial- und
der Altbaumietwohnungen.

Dazu die zweite Bemerkung. Uns liegt daran, da
sich diejenigen, die kapitalkriftig genug sind, nicht
auf EigentumsmaBnahmen in bezug auf bestehende
Sozialwohnungen oder bestehenden Altwohnungs-
bau, sondern auf den Neubau konzentrieren. Deswe-
gen sehen wir in dieser Mainahme durchaus auch
eineVerbesserung der Rahmenbedingungen fiir den
freifinanzierten Wohnungsbau. Wir werden das in
den Ausschiissen hoffentlich im einzelnen beraten
kdénnen.

Die dritte Bemerkung. Ihr Hinweis, da8 der sozial-
politische Ansatz falsch sei, geht nun wirklich an der
Realitéit in den Ballungsridumen vorbei. Ich wiirde
Ihnen dringend empfehlen, an Diskussionen mit
Mietern teilzunehmen, die schon seit Jahrzehnten in
ihrer Wohnung leben — eine Wohnung ist ja etwas
anderes als ein Kiihischrank oder ein Auto — und
die mit einemmal der Zeitung entnehmen, da8 die
Wohnung, in der sie seit zehn Jahren wohnen, ande-
ren als Eigentumswohnung angeboten wird. Ich
empfehle Ihnen dringend, sich einmal vor Ort anzu-
sehen, welche Angste so etwas verursacht und was
es sozialpolitisch bedeutet. Ich glaube nicht, da8 das
nur ein Problem Berlins ist, sondern das ist ein Pro-
blem fiir Mieter in allen Stidten.

Lassen Sie mich deswegen zam Schlul3 sagen: Ich
wiire sehr dankbar, wenn die Anregung des Kolle-
gen Zipel aufgenommen wiirde, dieses Problem als
regionales Problem, als Problem bestimmter Bal-
lungsréume, vielleicht nicht aller — ich weil es nicht
genau —, und nicht als Gesamtproblem zu sehen. Ich
weill aber mit Sicherheit, daB es nicht nur ein Pro-
blem Berlins ist. Vielleicht finden wir dann problem-
gerechte Losungen, die auch regionalisiert Wirkung
zeigen,

Prasident Zeyer: Ich erteile dem Herrn Parlamen-
tarischen Staatssekretir Dr. de With vom Bundesju-
stizministerium das Wort.

Dr. de With, Parl. Staatssekretir beim Bundesmini-
ster der Justiz: Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Die Bundesregierung teilt die Sorge des
Berliner Senats und, wie wir gehdrt haben, des ge-
samten Berliner Parlaments iiber die Verdringung
von Mietern, wie sie die Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnungen vielfach und fiir die betroffe-
nen Mieter oft in sehr schmerzlicher und unver-
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standlicher Weise zur Folge gehabt hat, wobei wir
wiederum betonen miissen, dafl das diejenigen Mie-
ter betrifft, die weniger ,betucht” sind und sich weni-
ger gut artikulieren kénnen. Die Bundesregierung
beabsichtigt deshalb ihrerseits, gesetzgeberische
MabBnahmen zu ergreifen, um in diesem Bereich die
Rechtsstellung der Mieter zu verbessern. Dabei
denkt sie auBer an ein Vorkaufsrecht der hetreffen-
den Mieter ebenso wie der Berliner Senat nicht zu-
letzt an die Zuriickdringung der Eigenbedarfskiin-
digung durch den Erwerber einer umgewandelten
Mietwohnung.

In der Zielsetzung, dem Schutz der Mieter vor Ver-
drangung in Umwandlungsfillen, wissen wir uns
mit dem Berliner Senat villig einig. Der Gesetzesan-
trag des Landes Berlin enthait allerdings — das soll
nicht verschwiegen werden — im Rahmen dieser ge-
meinsamen Zielsetzung teilweise Regelungen, die
{iber die von uns bisher ins Auge gefafiten Lisungen
hinausgehen. Bei Sozialwohnungen soll die Eigen-
bedariskiindigung, wie wir gehort haben, in Um-
wandlungsfillen zeitlich unhefristet ausgeschlossen
werden. Im Bereich der freifinanzierten Wohnungen
soll in bestimmten Situationen, in denen nach gel-
tendem Recht nur noch auf Grund der Sozialklausel
eine Fortsetzung des Mietverhéltnisses durch Rich-
terspruch in Betracht kommt, bereits die Kiindigung
verwehrt sein. Dies bedeutet, wenn man es genau
nimmt, eine Vorverlagerung des Schutzes der Mie-
ter aus dem Vollstreckungsrecht in das ordentliche
Verfahren, wenn Sie so wollen.

Die Bundesregierung wird diese Vorschlage auf-
geschlossen priifen. Ich kénnte mir vorstellen, daB
der Gesetzentwurf der Bundesregierung und der
von Berlin initiierte Gesetzentwurf des Bundesrates
— mit beiden auch die hier angekiindigten Vorstel-
lungen des Hamburger Senates — schlieBlich ge-
meinsam im Deutschen Bundestag behandelt wer-
den. Ich bin zuversichtlich, daB sie beide zusammen
zu einer Verbesserung des Rechtsschutzes des Mie-
ters in jenen Umwandlungsféllen fiihren werden,
die heute mit Recht als sozial untragbar gegeiBelt
werden.

Im iibrigen darf ich mit Blick auf Herrn Minister
Gaddum nur noch auf folgendes hinweisen. Es geht
um die Abwehr schwerer sozialer MiBstiinde, die bei
der Verdringung von Mietern als Foige der Um-
wandlung von Miet- in Eigentumswohnungen aufge-
treten sind und chne Gesetzesidnderung mit Sicher-
heit weiterhin auftreten werden. Dall der Gesetzge-
ber unter diesen Umstéinden zu einer Beschneidung
der Eigentiimerrechte befugt ist, ist unbestreitbar.
Ich verweise in diesem Zusammenhang nur auf die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
Ersten Wohnraumkiindigungsschutzgesetz, in der
deutlich gemacht wurde, dall in zwei Fillen Be-
schneidungen moglich sind: zum einen, was das Dis-
positionsrecht anlangt, und zum anderen, wenn ich
das einmal so formulieren darf, auch, was den Miet-
zins, den Profit, betrifft.

Ich bitte im iibrigen zu beriicksichtigen, dall das
Eigentum in seiner zundchst vorhandenen Gestalt
— ich beziehe mich auf Herrn Gaddum —, und das
ist das Miethaus, unberiihrt bleibt. Die Regelungen,

die hier erwogen werden, greifen erst ein, wenn eine
Aufspaltung in Eigentumswohnungen erfolgt und
diese verauBlert werden. Dadurch werden Eigenbe-
darfssituationen erst geschaffen und vervielfacht.
Hier wollen wir zum Schutz der vorhandenen Mieter
titig werden. Der Erwerber einer umgewandelten
Eigentumswohnung mull sich dann eben von vorn-
herein darauf einstellen, daB die Kiindigung unter
Berufung auf Eigenbedarf erschwert ist und/oder
erst nach lingerer Zeit moglich sein wird. Dies gilt
auch fiir die Frage, ob und wie weiterhin investiert
werden wird; denn keineswegs werden alle Hiuser
in Form von Mietwohnungseigentum gebaut. Das ist
der Punkt.

Im Gbrigen hat die Bundesregierung vorgeschla-
gen — und den Landern liegt der entsprechende Re-
ferentenentwurf bereits vor —, daB bei neu zu erstel-
lendem Wohnraum die Staffelmiete die Investition
begiinstigen wird.

Priisident Zeyer: Das Wort hat Herr Staatsminister
Gaddum, Rheinland-Pfalz.

Gaddum (Rheinland-Pfalz): Herr Préasident! Meine
Damen und Herren! Ich kann mich mit dem Vor-
wurf, Herr Kollege Zipel, dieses Thema abstrakt
und ideologieverdichtig behandelt zu haben, auf an-
dere beziehen. Ich habe das ja schon getan. Wissen
Sie, es gibt ja mancherlei Kritik an dem Bundes-
kanzler. Auch ich gehidre in manchen Punkten —
wie viele meiner Parteifreunde — zu seinen Kriti-
kern. Ihn als abstrakten Ideologen zu kritisieren,
bleibt Thnen vorbehalten. Meistens geht der Vorwurf
aus den Reihen Ihrer Freunde in die andere Rich-
tung.

Wer von uns hier abstrakter oder idéologisch ar-
gumentiert, will ich dahingestellt sein lassen. Es
kommt darauf an, welche Problemlésungen wir fin-
den.

Sehen Sie, es ist ja nicht so, dal wir das Problem
— genauso wie Sie — nicht auch aus der Praxis ken-
nen. Zu diesem Bereich gehdrt in unserem Land
nicht nur die Eifel, sondern auch der Ballungsraum
Ludwigshafen/Mannheim. Er hat im Grunde ge-
nommen eine &hnliche GroBstadtstruktur wie
Mainz/Wiesbaden und andere Grofistddte in der
Bundesrepublik. Ich weiB deshalb schon, von wel-
chen Problemen ich rede.

Wir wissen, daB auch in diesen Stadten der
Wunsch nach Eigentum besteht. Ich meine, es ist
nicht méglich, den grundgesetzlichen Anspruch, die-
ses Recht zu verwirklichen, nur auf das sogenannte
flache Land abzudrédngen und ihm im stiddtischen
Bereich praktisch keine Chance zu geben. Ich ver-
weise noch einmal auf die Anderung des § 7h, die
sonst wohl keinen Sinn gehabt hétte.

Ich empfehle Ihnen, einmal die Reden nachzule-
sen, die hierzu gehalten worden sind, und sich zu
vergegenwirtigen, was man damit erreichen wollte,
nimlich Eigentumsbildung gerade auch in GroB-
stidten, natiirlich unter Riicksichtnahme auf den
Mieter. Wir hahen in das Gesetz — das hat man sei-
nerzeit mit gesehen — selbstverstandlich Schutzvor-
schriften eingebaut, die die Nutzung dieses Eigen-
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tums auch mit Riicksicht auf die bestehenden
Rechte des Mieters in diesen Wohnungen ganz be-
wullt einschrianken. Das wird durchaus anerkannt.
Nur wird jetzt der Versuch gemacht, diese im Hin-
blick auf die Rechte des Mieters so zu liberziehen,
dafl — und dies ist mein Vorwurf — von den Rechten
des Eigentiimers im Grunde genommen nichts mehr
iibrigbleibt, und zwar des Eigentiimers der einzel-
nen Wohnung, der sie ja kauft, um dort einzuzie-
hen.

Ich muBl noch einmal daraut verweisen, daf} jetzt
praktisch der alleinstehende Mieter mit einem Jah-
reseinkommen bis zu 76 000 DM geschiitzt werden
soll. Meine Damen und Herren, ist dies wirklich ein
schutzbediirftiges Interesse? Dies ist eben sytpto-
matisch fiir das Gesetz, weil es im Grunde so defi-
niert ist, da8l der Kiindigungsschutz total wird und
damit die Nutzung des Eigentums ausgeschlossen
wird.,

Es ist zwischen uns véllig unstreitig, da wir auf
das schutzbediirftige Interesse des Mieters Riick-
sicht zu nehmen haben. Dies wollen wir ebenso wie
Sie; hier gibt es zwischen uns keinen Unterschied.
Nur halte ich es fiir etwas riskant, hier zu unterstel-
len: Der Mieter ist in allen Fallen der sozial Schutz-
bediirftigere. Das mag in vielen Fillen so sein; in al-
len Féllen gilt dies jedoch mit Sicherheit nicht,

Herr Apel, ich kann mir nicht denken, da3 das in
Hamburg v6llig anders ist. Ich kenne eine ganze
Reihe gutverdienender Bediensteter des héheren
Dienstes unserer Verwaltungen oder andere Leute,
die heute sehr gut verdienen, die in jungen Jahren,
als sie sozial schutzbediirftig waren, in Sozialwoh-
nungen hineingekommen sind. Diese Wohnungen
sind seinerzeit bewuBt geférdert worden. Sie kennen
doch die ganze Problematik. Ich muf sie hier nur
deshalb erwihnen, weil Sie das gleichsetzen. Diese
Mieter sind heute in nicht wenigen Fillen in einer
wesentlich glinstigeren Situation als unter Umstin-
den der Vermieter, der damals, drei, vier Sozialwoh-
nungen gebaut hat, weil ihnen hiermit praktisch ein
totaler Schutz gewihrt werden soll. Ist das wirklich
sozial abgewogen? Ich kann mir nicht denken, daf3
Sie das so wollen.

Sie erwidhnten den Vorschlag Statfelmiete, der, so-
weit ich sehe, jedenfalls vom Ansatz her sehr breit
begriiBt wird. Uber das MaB und die Ausdehnung
wird man noch reden kénnen. Aber der Referenten-
entwurf der Bundesregierung geht tendenziell an
sich auch mehr in Richtung meines wabstrakten,
ideologischen* Denkens, Herr Kollege Zspel.

Ich méchte zu einem Punkt unser ausdriickliches
Einverstindnis ankiindigen. Wir sind durchaus da-
fiir, die derzeitige Konzentration der Investoren auf
Altbhauwohnungen im Sinne einer Gleichsetzung der
Férderung von Neubauten mit der Aithausanierung
zu iberpriifen. Zweifellos ist in der gegenwirtigen
Situation fiir viele Investoren das Investieren in Alt-
bauten wirtschaftlich interessanter als in Neubau-
ten geworden.

Dies muf geéindert werden. Die Bundesregierung
hat dies seinerzeit ganz bewuBt so gewollt, Der Bun-
desrat hat dies im Ergebnis unterstiitzt. Heute miis-

sen wir feststellen, daB dariiber der Neubau unter
Druck geraten ist. Wir miissen uns dazu bestimmte
Vorschriften iiberlegen. Ich kann dazu ankiindigen:
Von einigen Landern in diesem Hause — Rheinland-
Pfalz gehort dazu — wird ein Vorschlag kommen,
der deutlich darauf abzielt, auch das Investieren in
Neubauten wieder interessanter zu machen und in
diesem Sinne die Entwicklung in eine andere Rich-
tung zu lenken.

Ich meine, das wiire eine unserer Wirtschaftsord-
nung angemessene Regelung. Diesen Weg wollen
wir gehen.

Président Zeyer: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Den Gesetzentwwrf werde ich geméal §36 Abs. 1
unserer Geschéftsordnung federfithrend dem
RechtsausschuB und mitheratend dem Ausschus fiir
Stiidiebau und Wohnungswesen zuweisen.

Wir kommen damit zu Punkt 2 der Tagesord-
nung:

Entwurf eines Gesetzes (iber eine Volks-, Be-
rufs-, Wohnungs- und Arbeitsstéttenzihlung
(Volksziihlungsgesetz 1982) (Drucksache 86/
81).

Das Wort hat Herr Senator Dr. Konow, Berlin.

Dr. Konow (Berlin): Herr Prisident! Meine Damen
und Herren! Der Senat van Berlin begriiit den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung fiir ein Volkszih-
lungsgesetz 1982. Die letzte Volkszéhlung hat be-
kanntlich 1970 stattgefunden. Seitdem haben sich
die fiir Planung und Entscheidung wesentlichen Da-
ten ganz offensichtlich stark veréndert. Jedermann
weil dies, aber niemand weil genau, wo wir exakt
stehen.

Selbst in dem sensiblen und lebenswichtigen Re-
reich des Wohnungswesens stochern Wir, wie man so
schon sagt, mit der Stange im Nebel. So gibt es nach
der Wohnungsstichprobe 1978 23,7 Millionen Haus-
halte mit 700 000 Untermieterhaushalten. Nach ei-
ner Hochrechnung auf Grund der Voikszihlung von
1970 unter Berticksichtigung der Ergebnisse des Mi-
krozensus gibt es 2422 Millionen Haushalte. Die Dif-
ferenz betrdgt also 500 000. Diesen beiden Zahlen
stehen nach der Wohnungsstichprobe 23,4 Millionen
Wohnungen mit Kiiche gegeniiber, davon wieder
mindestens 300 000 Zweit- und Ferienwohnungen.
Eine andere Erhebung ergibt 22,8 Millionen Woh-
nungen. Differenz: 800 000 Wohnungen; wenn man
die Zweit- und Ferienwohnungen hinzurechnet:
900 000 Wohnungen.

Mit diesen Zahlen kénnte man, wenn man will,
iede beliebige wohnungspolitische Aussage begriin-
den. Man kénnte sagen: Wir haben genug Wohnun-
gen; man konnte auch sagen: Wir brauchen 500 000
Wohnungen; man kénnte genausogut sagen: Wir
brauchen 2 Millionen Wohnungen, Da eine durch-
schnittlich ausgestattete Wohnung heute etwa
200 000 DM reine Investitionskosten erfordert, geht
es hierbei um dreistellige Milliardenbetrage.

Ahnliche Unklarheit herrscht bei dem Wohnungs-
leerstand. Die Zahlen schwanken hier zwischen
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200 000 und 700 000. Selbst fiir so simple Sachver-
halte wie die reinen Beviélkerungszahlen gibt es
keine eindeutigen Antworten. So gibt es z. B. fiir Ber-
lin drei verschiedene Bevilkerungszahlen, die um
die Zahl der Einwohner der Grof3stadt Bonn differie-
ren,

Ich glaube, meine Damen und Herren, liber die
Notwendigkeit, daB wir hier bald wieder Boden un-
ter die FiiBe bekommen, damit Bund, Linder, Ge-
meinden und Wirtschaft exakte Zahlen fiir ihre Pla-
nungen und Entscheidungen, vor allen Dingen im
Bereich der Daseinsvorsorge, haben, kann kein
Zweifel bestehen. Das Gesetz ist also — ich glaube,
dariiber besteht Einigkeit — notwendig.

Was bleibt, ist die Kostenfrage, die nach wie vor
zwischen Bund und Léndern ungeldst ist und an der
auch die Initiative der Bundesregierung in der letz-
ten Wahlperiode gescheitert ist. Die Volkszédhlung
1982 wird die Lander und Gemeinden préterpropter
500 Millionen DM kosten. Der Bund will seinerseits
mit 35 Millionen DM davonkommen.

500 Millionen DM sind ein groBer Betrag. Mit die-
ser Summe kénnte man z. B. — um diese groBie Zahl
ein biichen plastischer zu machen — 2 500 normal
ausgestattete Wohnungen bauen, man konnte
1 000 Krankenbetten schaffen, man kénnte 50 km
Autobahn bauen, und man kdonnte damit, wenn man
wollte, 5 bis T km U-Bahn bauen.

Diese Beispiele zeigen, was man alles mit 500 Mil-
lionen DM machen kann. Sie zeigen aber meines Er-
achtens auch eindeutig, daB der Betrag von 500 Mil-
lionen DM, auf 4 Jahre, 11 Lander und viele Gemein-
den verteilt, eine Summe ist, die im Hinblick auf den
angestrebten Zweck keineswegs unverhialinism#Big
hoch ist.

Ich meine deswegen, daBl der Antrag des Landes
Niedersachsen, Herr Kollege Hasselmann, der der
Bundesregierung selbst fiir den Fall einer Kostenbe-
teiligung empfiehlt, diesen Gesetzentwurf aus Ko-
stengriinden zurickzuziehen, wenn er nicht — was
bei Ihnen ja nicht auszuschlieflen ist — rein taktisch
gemeint ist, doch weit iiber das Ziel hinausschieBt.

Uber die Kosten, meine Damen und Herren, miis-
sen wir uns also unterhalten und gegebenenfalls
streiten. Aber am Ende dieses Streits sollte kein ge-
scheitertes Gesetz, sondern ein verniinftiger Kom-
promifl stehen. Sonst konnte uns die Sache sehr viel
teurer zu stehen kommen, als es im Augenblick
aussieht. Berlin war z. B. verpflichtet, eine ganze
Reihe von Sondererhebungen wegen der fehlenden
Zahlen durchzufilihren, die auch schon eine schiéne
Stange Geld gekostet habhen.

Herr Kollege Apel, den ich mit seiner Genehmi-
gung hier zitieren darf, hat gestern in einer Diskus-
sion iiber die Kosten beim Volkszéhlungsgesetz den
schinen Satz geprigt: ,Wer zidhlen will und nicht
zahlt, der z&hlt nicht.“ — Dies ist sicherlich richtig,
und das sollte sich die Bundesregierung merken.
Aber dieser Satz gilt natiirlich auch fiir die Lénder.
Auch die Linder wollen zéhlen. Und so dréangt hier
alles auf einen verniinftigen Kompromifi. Wir sollten
uns jedenfalls darum bemiihen, damit wir am Ende
nicht mit Bismarck sagen miissen: ,Es schadet mei-

ner Mutter gar nichts, wenn mir die Hande frieren”
— Das sollten wir miglichst vermeiden.

Nach der Auffassung des Senats von Berlin, die,
glaube ich, hier im Bundesrat v6llig unbestritten ist,
bietet das Grundgesetz durchaus Moglichkeiten fiir
den Bund, sich in angemessener Weise an den Ko-
sten, die den Landern und Gemeinden entstehen, zu
beteiligen. Wir brauchen uns dabei gar nicht auf das
Préjudiz von 1970 zu berufen. Ich glaube, die Verfas-
sung ist weit und verniinftig genug, um eine solche
KompromiBlésung zu ermdglichen.,

Der Senat von Berlin hofft deswegen, dafl die Bun-
desregierung die Gegen#dullerung zur Stellungnah-
me des Bundesrates zum AnlaB nehmen wird, ein
konkretes Angebot zu machen. Es wire nicht gut,
wenn die Last des Kompromisses allein dem Ver-
mittlungsausschufl aufgebiirdet werden wiirde.
Nichts gegen den Vermittlungsausschul3 — er ist si-
cherlich eines der effektivsten Organe, die unsere
Verfassung hervorgebracht hat—; aber Gesetze
werden vom Deutschen Bundestag beschlossen, und
sie sollten 6ffentlich heschlossen werden. Der Bun-
destag sollte als Geset(geber nicht in die Rolle eines
Organs zuriickgedringt werden, das bei entschei-
denden Gesetzen nur Vermittlungsvorschlége zu ra-
tifizieren hat.

Der Senat von Berlin wird deswegen den 9-Lin-
der-Antrag, den wir nicht mitunterzeichnet haben,
unterstiitzen, Dieser Antrag bietet die Méglichkeit,
zu einem verniinftigen KompromiB zu kommen.

Der Senat wird jedem verniinftigen Kompromil
zustimmen. Er hofft, dal dieses Gesetz im Interesse
aller moglichst schnell verabschiedet werden wird.

Prasident Zeyer: Herr Staatsminister Schmidhu-
ber, Bayern, gibt eine Erklirung zu Protokoll®);
ebenso Herr Parlamentarischer Staatssekretiar von
Schoeler **), Bundesinnenministerium.

Wird das Wort noch zur Aussprache gewtinscht? —
Das ist offensichtlich nicht der Fall. Dann kommen
wir zur Abstimmung.

Dazu liegen die Empfehlungen der Ausschiisse in
Drucksache 86/1/81 sowie drei Landesantridge in
den Drucksachen 86/2/81 bis 86/4/81 vor.

Wir beginnen mit dem Antrag Niedersachsens in
Drucksache 86/2/81. Bei Annahme entfallen die wei-
teren Landesantrige sowie die AusschuBempfeh-
lungen.

Wer stimmt dem Antrag Niedersachsens in der
Drucksache 86/2/81 zu? — Das ist die Minderheit.

(Heiterkeit)

Dann ist jetzt iiber den Antrag der neun Lénder in
Drucksache 86/3/81 zu entscheiden. Wer ist dafiir? —
Dies ist die Mehrheit.

Damit entfillt eine Abstimmung iiber Ziff.4 der
Ausschulempfehlungen.

Wir stimmen nun iiber den Antrag von Schleswig-
Holstein in Drucksache 88/4/81 ab. Wer stimmt zu?

*) Anlage 1
**) Anlage 2
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Prisident Zeyer
Ich bitte urn das Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit.

Wir kommen jetzt zu den AusschuBlempfehlungen
in Drucksache 86/1/81. Ich rufe auf;

Ziff. 1! — Mehrheit,
Ziff. 2! — Mehrheit.
Ziff. 3! — Mehrheit,

Danach hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf
gemdl Art. 76 Abs.2 GG die soeben angenommene
Stellungnahme beschlossen.

Zur gemeinsamen Abstimmung nach § 29 Abs.2
der Geschiftsordnung rufe ich die in dem Umdruck
4/81*) zusammengefaliten Beratungsgegensténde
auf. Es sind die Tagesordnungspunkte:

3, 4, 8, 10, 15, 16, 18 his 21, 23 und 24,

Wer den Empfehlungen der Ausschiisse folgen
mochte, den bitte ich um ein Handzeichen. — Das ist
die Mehrheit. Damit ist so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:
Agrarbericht 1981

Agrar- und Ernahrungspolitischer Bericht
der Bundesregierung (Drucksache 50/81, zu
Drucksache 50/81).

Das Wort hat Herr Minister Weiser, Baden-Wiirt-
temberg.

(Weiser [Baden-Wiirttemberg]: Ich gebe
meine Rede zu Protokoll!)

— Vielen Dank! Herr Kollege Weiser gibt eine Er-
klédrung zu Protokoll **). Wird noch das Wort zur Aus-
sprache gewiinscht? — Das ist offensichtlich nicht
der Fall.

Die Empfehlung des Agrarausschusses liegt Ih-
nen in Drucksache 50/1/81 vor. Ich erinnere daran,
dafl Ziff 4 der Empfehlung im Hinblick auf die in-
zwischen in Briissel vom Ministerrat beschlossenen
Agrarpreise gegenstandslos geworden ist.

Ich rufe deshalb die Ausschullempfehlung ohne
Ziff. 4 auf und darf um das Handzeichen bitten. —
Das ist die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Agrarbericht
1981 die soeben angenommene Stellungnahme be-
schlossen.

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf:

Voranschlag der Deutschen Bundespost fiir
das Rechnungsjahr 1981 (Drucksache 67/81).

Wird das Wort zur Aussprache gewiinscht? — Das
ist nicht der Fall.

Der Ausschuf fiir Verkehr und Post empfiehlt, von
dem Voranschlag fiir das Rechnungsjahr 1981
Kenntnis zu nehmen.

*) Anlage 3
**) Anlage 4

Dariiber hinaus beantragen die Lénder Bayern
und Schleswig-Holstein in Drucksache 67/1/81 die
Annahme einer EntschlieBung.

Wir stimmen zunéchst iiber die Ausschulempfeh-
lung ab. Ich bitte um das Handzeichen. — Das ist die
Mehrheit.

Wir haben nun noch liber den Entschliefungsan-
trag in Drucksache 67/1/81 abzustimmen. Ich rufe
diesen Antrag auf, und zwar Eingangssatz und
Ziff. 1. Ich bitte um das Handzeichen. — Das ist die
Mehrheit.

Ziff. 2! — Mehrheit.
Ziff, 3! — Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat die EntschlieBung ge-
talit.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Kommission der Européischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
betreffend eine gemeinschaftliche Aktion im
Bereich der Mikroelektronik

Entwiirfe fir Empfehlungen und eine Erkli-
rung des Rates {iber das Fernmeldewesen

Erster Tiitigkeitshericht der Kommission
iiber neue Informationstechnologien (Druck-
sache 506/80).

Die Empfehlungen der Ausschiisse ersehen Sie
aus der Drucksache 508/1/80. Ich gehe davon aus,
dal} das Wort zur Aussprache nicht gewiinscht wird.
— Das ist der Fall.

Wir stimmen dann tiber die Zlff 1 bis 3 gemeinsam
ab. Ich bitte um das Handzeichen. — Das ist die
Mehrheit.

Ziff. 4! —Das ist die Mehrheit.

Somit hat der Bundesrat zu der Vorlage entspre-
chend Stellung genommen,

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Kommission der Europdischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag fiir einen Beschlull des Rates zur
Festlegung eines dritten Aktionsplans im Be-
reich der wissenschaftlich-technischen In-
formation und Dokumentation (1981—1983)
{Drucksache 511/80).

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus der
Drucksache 511/1/80 ersichtlich.

Ieh gehe davon aus, daBl das Wort zur Aussprache
nicht gewlinscht wird. — Das ist so.

Wir stimmen zunédchst iiber Ziff. 1 Abs. 1 ab. Ich
bitte um das Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit.

Ziff. 1 Abs. 2! — Mehrheit.

Ziff, 2! — Mehrheit.

Der Bundesrat hat somit entsprechend Stellung
genommen.

(©

(D)



&)

(B)

Bundesrat — 498. Sitzung — 3. April 1981

105

Priisident Zeyer
Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf:

Kommission der Europiischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur drit-
ten Anderung der Richtlinie 76/768/EWG zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten iiber kosmetische Mittel (Druck-
sache 70/81).

Herr Staatsminister Schmidhuber, Bayern, gibt
eine Erklarung zu Protokoll®).

Wird das Wort zur Aussprache gewiinscht? — Das
ist nicht der Fall.

Aus der Drucksache 70/1/81 ersehen Sie die Emp-
fehlungen der Ausschiisse.

Wir stimmen dartiber ab, und zwar Uber die Ziff. 1
bis 3 gemeinsam. Ich bitte um Handzeichen. — Das
ist die Mehrheit.

Der Bundesrat hat somit entsprechend Stellung
genommen.

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf:

Kommission der Europdischen Gemein-
schaften:

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
betreffend die Uberwachung und Untersu-
chung von Tieren und Fleisch in der Gemein-
schaft auf Riickstlinde von Substanzen mit
dstrogener, androgener, gestagener und thy-
reostatischer Wirkung (Drucksache 54/81).

Wird hierzu das Wort gewtinscht? — Das ist nicht
der Fall.

Aus der Drucksache 54/1/81 ersehen Sie die Emp-
fehlungen der Ausschiisse, iiber die wir jetzt abstim-
men,

Ziff. 1 bis 7 gemeinsam! — Mehrheit.
Ziff. 8! — Mehrheit.

Ziff. 9 bis 13! — Mehrheit.

Ziff. 14 bis 18! — Mehrheit.

Ziff. 17 bis 20! — Mehrheit.

Somit hat der Bundesrat zu der Vorlage entspre-
chend Stellung genommen,

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf:

Kommission der Européischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
zur Festlegung der Bedingungen fiir die
Uberwachung von Aufbewahrung, Vertrieb
und Verwendung von Stoffen mit hormonaler
Wirkung bei Tieren (Drucksache §1/81).

Ich dart feststellen, dall das Wort zur Aussprache
nicht gewiinscht wird.

*) Anlage 5

Die Empfehlungen der Ausschiisse sind aus der
Drucksache 61/1/81 ersichtlich.

Wir stimmen dariiber ab, und zwar iiber die Ziff. 1
und 2. Ich bitte um das Handzeichen. — Das ist die
Mehrheit. '

Ziff. 3t — Mehrheit.
Ziff. 4 bis 9! — Mehrheit.

Somit hat der Bundesrat zu der Vorlage entspre-
chend Stellung genommen.

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf:
Futtermittelverordnung (Drucksache 90/81).

Wird das Wort zur Aussprache gewiinschi? — Das
ist nicht der Fall.

Die Empfehiungen der Ausschiisse liegen Thnen
in Drucksache 90/1/81 vor.

Ich rufe auf: Ziff. 1 bis 5 gemeinsam! Ich bitte um
das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit.

Ziff. 6! — Mehrheit.
Nun die Ziff. 7 bis 22 gemeinsam! — Mehrheit.

Danach hat der Bundesrat beschlossen, der Ver-
ordnung gemiB Art 80 Abs. 2 GG nach Mallgabe der
vorangegangenen Abstimmung zuzustimmen.

Wir haben nun noch iiber die Entschliefung in Ab-
schnitt C abzustimmen. Ich bitte um das Handzei-
chen. — Das ist die Mehrheit.

Danach ist die Entschliefung gefalit.
Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf:

Vorschlag fiir die Bestellung des Priisidenten
der Landeszentralbank in Schleswig-Hol-
stein (Drucksache 112/81).

Wird das Wort gewiinscht? — Das ist nicht der
Fall.

Die Ausschiisse empfehlen dem Bundesrat, dem
Vorschlag der Landesregierung Schleswig-Holstein
zu entsprechen, d.h. Herrn Dr. Johann-Baptist
Schéllhorn mit Wirkung vom 1. Mai 1981 fiir die
Dauer von acht Jahren gemiDB § 8 Abs. 4 des Geset-
zes uber die Deutsche Bundesbank erneut zur Be-
stellung zum Priisidenten der Landeszentralbank in
Schleswig-Holstein vorzuschlagen.

Wer dieser Empfehlung zuzustimmen wiinscht,
den bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die
Mehrheit.

Ich stelie fest, dal der Bundesrat entsprechend
beschlossen hat.

Meine Damen und Herren, die Tagesordnung un-
serer heutigen Sitzung ist damit abgewickeit.

Die nichste Sitzung des Bundesrates berufe ich
auf Freitag, den 8. Mai 1981, 9.30 Uhr, ein.

Ich méchte Thnen schon jetzt ein paar erholsame
Tage iiber Ostern wiinschen,

Die Sitzung ist geschlossen.

{SchluB: 1041 Uhr)
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Feststellung gemiifl § 34 der Geschiiftsordnung

Einspriiche gegen den Bericht iiber die 497. Sit-
zung sind nicht eingelegt worden. Damit gilt der Be-
richt gem&l § 34 der Geschiftsordnung als geneh-

migt.
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Anlage 1
Erkliirung

von Staatsminister Schmidhuber (Bayern)
zu Punkt 2 der Tagesordnung

In wenigen Wochen, am 20. Maij, hitten wir bereits
eine Volks-, Berufs- und Arbeitsstﬁttenzéihlung,
wenn das Volkszithlungsgesetz 1981 hicht in der letz-
ten Legislaturperiode gescheitert wire. Ein Jahr frii-
her stiinden neue verlg8liche Zahlen iiber die Bevijl-
kerung, iiber den Wohnungsbestand und iiber das
Berufsleben zur Verfiigung, Zahlenmaterial, das
Bund, Linder, Gemeinden und Wirtschaft fiir ihre
Planungen und Entscheidungen dringend benéti-
gen.

Der Bundesrat hat die Notwendigkeit einer Volks-
zéhlung schon in der letzten Legislaturperiode
grundsétzlich anerkannt. Sie ist unbestritten. Leider
ist das Volkszdhlungsgesetz 1981 jedoch trotz eines
ausgewogenen Kompromiﬁvorschlages des Vermitt-
lungsausschusses allein an der starren Haltung des
Bundes gescheitert, sich an den erheblichen Kosten
der Volkszéhlung von rund einer halben Milliarde
DM in angemessenem Umfang zu beteiligen.

Die Bundesregierung hat den Entwurf eines
Volkszéhlungsgesetzes wieder vorgelegt, ohne eine
Finanzzuweisung des Bundes vorzusehen. Die Bay-
erische Staatsregierung sieht darin eine erneute
MiBachtung der Linder- und Gemeindeinteressen
durch den Bund.

Der Bundesfinanzminister fiihrt als Begriindung
fiir die Zahlungsverweigerung die schlechte finan-
zielle Lage des Bundes ins Feld. Niemand hier wollte
bestreiten, da dem Bund nach der verfehlten Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der letzten Jahre, vor al-
lem nach der hemmungslosen Ausgabenflut das
Wasser bis zum Halse steht und daB er sparen mus,
Wo es nur geht.

Andererseits haben allerdings auch die Linder
und Gemeinden nichts zy verschenken. Auch ihre
Haushaltslage hat sich im Vergleich zum letzten
Jahr verschlechtert. Ihre Haushalte sind wegen der
durch Bundesgesetze begriindeten Verpflichtungen,
wegen der Verschlechterung der wirtschaftlichen
Lage und der ausbleibenden Steuereinnahmen bis
zum duBersten angespannt.

Im Gegensatz zum Bung haben die Linder nicht
die Moglichkeit, ihre Finanzierungsdefizite durch
einseitige Steuererhthungen oder Veriagerungen
auf Nebenhaushalte, wie Bahn, Post und Rentenver-
sicherung, zu verringern.

Zudem zeigen die drastischen Kiirzungen von
Mischfinanziemngen durch den Bund, vor allem
beim Hochschulbau, daB er auf die angespannte
Haushaltslage der Lander in keiner Weise Riick-
sicht nimmt.

Umgekehrt méchte ich daran erinnern, daf} die
Lénder trotz gréSter eigener Schwierigkeiten im Zu-
sammenhang mit dem Steuerentlasmngspaket 1981
durch eine Sonderzahlung von 1 Milliarde DM dem
Bund erheblich entgegengekommen sind.

Nicht zuletzt wegen des groflen Interesses, das
auch der Bund am Zustandekommen einer Voliks-

zéhlung wiederholt bekundet hat, erwartet daher die
Bayerische Staatsregierung, daB die Bundesregie-
rung im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens die in Art. 106 Abs. 4 Satz 2 GG fiir den vorlie-
genden Fall ausdriicklich vorgesehene Finanzzuwei-
sung des Bundes gewihrleistet. Die Bayerische
Staatsregierung weist nochmals darauf hin, dag
diese Bestimmung seinerzeit gerade und zu dem
Zweck geschaffen worden ist, die Probleme aus der
voriibergehenden Mehrbelastung der Linder aus
dem allgemeinen Streit um eine angemessene Steu-
erverteilung herauszuhalten. Nur wenn die einmali-
gen erheblichen Aufwendungen einer Volkszihlung
unter diese Verfassungsbestimmung fallen, er-
scheint eine Verabschiedung des Gesetzes iiber-
haupt méglich.

Anlage 2

Erklirung
von Parl. Staatssekretiir von Schoeler (BMI)
zu Punkt 2 der Tagesordnung

Ich will aus der Sicht der Bundesregierung nur ei-
nige wenige Anmerkungen zu dem Ihnen vorliegen-
den Entwurf des Volksziihlungsgesetzes 1982 ma-
chen.

Die Notwendigkeit der Zéhlung, der Umfang des
vorgesehenen Erhebungsprogramms, die daten-
schutzrechtliche Problematik, die Berﬁcksichtigung
von Verpflichtungen gegeniiber den Europiischen
Gemeinschaften, all dies hat den Bundesrat und den
Deutschen Bundestag bereits in der vergangenen 8.
Legislaturperiode beschiftigt. Das Ergebnis dieser
parlamentarischen Beratungen hat eindeutig besti-
tigt, daB alle Beteiligten — yund zwar in den Lindern
und im Bund — gemeinsam der erzeugung sind,
daB die Zihlung unverzichtbar ist. Wir kénnen auf
sie nicht verzichten, wenn wir nicht in erheblichem
Ausmai Fehlplanungen auf den verschiedensten
Feldern der Politik riskieren wollen.

Aus den Thnen zur Annahme vorgeschlagenen Be-
schluBempfehlungen des Innen- und des Finanzaus-
schusses des Bundesrates sowie den zusé#tzlich ge-
stellten Antrigen einzelner Lénder geht nach mei-
ner Auffassung hervor, daf die Gewdhrung oder
Nichtgewihrung von Finanzzuweisungen des Bun-
des an die Linder nach wie vor als das wichtigste
Entscheidungskriterium iiber das ,Ja“ oder ,Nein“
zur Volkszéhlung angesehen wird. Im Interesse der
Sache muB ich diese Einschétzung bedauern. Ein
Streit {iber die Verteilung der Finanzierungskosten
sollte in keinem Falle zur Verschwendung von Steu-
ermittein filhren. Und dies wiire das Resultat, wenn
wir auf die Volkszéhlung verzichten wiirden.

Ich kann mir eine erneute Aufzihlung der wich-
tigsten Aufgaben der Volkszihiung ersparen; die Be-
griindung des Regierungsentwurfs ist sorgfaltig ab-
gefaBt und enthilt alle notwendigen Argumente.

Worauf ich aber heute erneut und mit aller Ein-

dringlichkeit aufmerksam machen michte, ist fol-
gendes:
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Der Bundesrat solite durch seine heutige Be-
schluBfassung iber den Volkszéhlungsgesetzent-
wurf 1982 ein Signal dafiir setzen, daB er bereit ist,
mit der Bundesregierung zu einer Verstidndigung zu
kommen. Uber die Notwendigkeit der Volkszihlung
sind wir uns ja alle einig; deshalb sollte der vorlie-
gende Gesetzentwurf keinesfalls an der Frage der
Kostenverteilung scheitern.

Anlage 3 Umdruck 4/81

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der
498, Sitzung des Bundesrates empfehlen die Aus-
schiisse dem Bundesrat:

I

Gegen die Gesetzentwiirfe keine Einwendungen
zu erheben:

Punkt 3

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung fische-
reischeinrechtlicher Vorschriften (Drucksache
87/81)

Punkt 4

Entwurf eines Gesetzes zu den Vertriigen vom
96. Oktober 1979 des Weltpostvereins (Drucksa-
che 40/81}

IL.

Zu den Vorlagen die Stellungnahme abzugeben
oder ihnen nach Mafigabe der Empfehlungen zuzu-
stimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungs-
drucksache wiedergegeben sind:

Punkt 8

Kommission der Europdischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag fiir eine Richtlinie des Rates zur An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten iiber den Einbau, die Position, die
Funktionsweise und die Kennzeichnung der
Betiitigungs-, Kontroll- oder Anzeigeeinrich-
tungen von land- oder forstwirtschaftlichen
Zugmaschinen auf Rédern {Drucksache 43/81,
Drucksache 43/1/81)

Punkt 10

Kommission der Europidischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag einer zweiten Richtlinie des Rates

betreffend die Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten beziiglich der

Kraftiahrzeug-Haftpflichtversicherung (Druck-

sache 518/80, Drucksache 518/1/80)

Punkt 15

Kommission der Europiischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68
hinsichtlich der Gewiihrung von Ausfuhrerstat-

tungen im Sektor Milch und Milcherzeugnisse
im Ausschreibungsverfahren (Drucksache 74/
81, Drucksache 74/1/81)

Punkt 16

Kommission der Europdischen Gemeinschaf-
ten:

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates
zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 2527/
80 des Rates iiber technische MaBnahmen zur
Erhaltung der Fischbestinde (Drucksache 71/
81, Drucksache 71/1/81)

Punkt 20

Verordnung zur Anderung personenbefirde-
rungsrechtlicher Vorschriften (Drucksache 66/
81, Drucksache 66/1/81)
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Den Vorlagen ohne Anderung zuzustimmen:

Punkt 18

Dritte Verordnung zur Anderung der Gefliigel-
fleischuntersuchungs-Verordnung  (Drucksa-
che 89/81)

Punkt 19

Erste Verordnung zur Anderung der Ferien-
reiseverordnung (Drucksache 88/81)

Punkt 21

Dritte Verordnung zur Anderung der Ausfiih-
rungsverordnung zum Gesetz' iiber Einheiten
im MeBwesen (Drucksache 57/81)

Iv.
Entsprechend dem Vorschlag zu beschlieBen:

Punkt 23

Benennung von drei Mitgliedern des Verwal-
tungsrates der Deutschen Genossenschafts-
bank (Drucksache 64/81, Drucksache 84/2/ 81)

V.

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache
bezeichnet sind, von einer Auflerung und einem
Beitriit abzusehen:

Punkt 24

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
{Drucksache 113/81)

Anlage 4
Erkl&rung

von Minister Weiser (Baden-Wiirttemberg)
zu Punkt 5 der Tagesordnung

Auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung des
Bundesrates standen urspriinglich zwei agrarpoli-
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tisch duBerst brisante Themen, erstens der Agrarbe-
richt 1981 der Bundesregierung; das zweite Thema
— die Agrarpreisvorschlige der EG-Kommission —
wird wegen der bereits erfolgten Beschliisse des EG-
Ministerrats nicht mehr zu einem Beschlull des Bun-
desrates fuhren. Ich méchte daher nur eine Bemer-
kung zu den Preisbeschliissen machen: Die be-
schlossene durchschnittliche Erhdéhung der Agrar-
preise wird mit Sicherheit nur in einem Ausmaf auf
die Verbraucherpreise durchschlagen, das die bishe-
rige preisdiampfende Wirkung der Nahrungsmittel-
preise kaum veridndern diirfte. Lassen Sie mich nun
zum Agrarbericht 1981 der Bundesregierung und zu
den Problemen der Landwirtschaft Stellung neh-
men:

Der Zeitraum, den der Agrarbericht behandelt, ist
im wesentlichen Vergangenheit, zumal ich Zu-
kunftsprognosen im Hinblick auf die Zielsetzung
des Landwirtschaftsgesetzes, ndmlich der Landwirt-

schaft eine angemessene Teilnahme an der allge- '

meinen Einkommensentwicklung und sozialen Ent-
wicklung zu sichern, mit bestem Willen nicht zu er-
kennen vermag. Der Agrarbericht weist kein giinsti-
ges Bild der wirtschaftlichen Situation der Land-
wirtschaft aus. Noch nie war nédmlich die Einkom-
menslage unserer Landwirte dhnlich schlecht wie
heute. Im Gegensatz zur tibrigen Wirtschaft stagnie-
ren die landwirtschaftlichen Einkommen nominal
seit nunmehr fiinf Jahren. Bei Berlicksichtigung der
Inflationsraten bedeutet dies in Kaufkraft gemessen
erhebliche Einkommensverluste. Fiir das laufende
Wirtschaftsjahr mul mit einem weiteren drasti-
schen Einkommensriickgang gerechnet werden, der,
auf das gesamte Bundesgebiet bezogen, rund 12 %
betragen diirfte. Im aullerlandwirtschaftlichen Be-
reich werden in diesem Zeitraum die Einkommen
hingegen in etwa um 6 % zunehmen, Die schon jetzt
bestehende hohe Einkommensdisparitit kann
durch die nun erfolgten Preisbeschliisse der EG
nicht oder nichi wesentlich vermindert werden.

Sucht man im Agrarbericht nach Aussagen {ber
die Ursachen der zunehmend disparitatischen Ent-
wicklung unserer Landwirtschaft, so tut man sich
aullerordentlich schwer. Dies mufi deshalb verwun-
dern, weil die Ursachen auf der Hand liegen. Es han-
delt sich in erster Linie um eine véllig unzurei-
chende Erzeugerpreisentwicklung in den zuriicklie-
genden Jahren.

Daneben hat die unterdurchschnittliche Beriick-
sichtigung der Landwirtschaft durch die Finanz-
und Haushalispolitik der Bundesregierung wesent-
lich zu dieser ungiinstigen Einkommensentwick-
lung beigetragen. Trotzdem nimmt die Bundesregie-
rung die langst féllige Anpassung der Vorsteuerpau-
schale nicht vor.

Statt dessen steht im Agrarbericht die sogenannte
sinnere Disparitit” in der Landwirtschaft im Vorder-
grund; der vielstrapazierte ,Strukturwandel® wird
als Allheilmittel empfohlen. Es wird so getan, als ob
die ,innere Einkommensdisparitdt‘ erst ein Pro-
blem der zweiten Hélfte der 70er Jahre sei, und es
wird weiter so getan, als ob Landwirte, die eine
auBertandwirtschaftliche Erwerbstitigkeit aufneh-
men wollen, nur zuzugreifen brauchten. Beides ist
nicht der Fall. Die derzeitigen Arbeitslosenzahlen

sprechen hinsichtlich der angeblich vorhandenen
auBerlandwirtschaftlichen Erwerbsalternativen
eine deutliche Sprache.

Unsere Landwirtschaft erfiillt bedeutende gesell-
schaftspolitische Aufgaben, die bei den Diskussio-
nen um die Agrarpolitik meist Gbersehen werden
und die der Offentlichkeit deshalb nicht in ausrei-
chendem MaBe bekannt sind. Bekannt sind der Of-
fentlichkeit in der Regel nur die mit den Uberschiis-
sen, die auf einigen Teilmiérkten bestehen, verbun-
denen Schwierigkeiten. Obwohl sich die Verhdlt-
nisse sehr rasch andern kénnen, wie die derzeitige
Situation auf dem Buttermarkt zeigt, méchte ich die
Probleme keineswegs herunterspielen. Ich bin der
festen Auffassung, daB das Gleichgewicht auf dem
Milchmarkt wiederhergestellt werden muB. Dabei
muB allerdings nach meiner Ansicht der bodenab-
héangigen Produktion eine eindeutige Préferenz ein-
gerdiumt werden, da die Uberschiisse zum groBen
Teil eine Folge der Verwendung eiweilhaltiger Im-
portfuttermittel sind. Uberschiisse sind aber keines-
wegss nur eine Belastung. Sie konnen sogar ent-
scheidend fiir die politische Sicherheit eines Landes
sein, Uberschiisse sind zumindest in gewissern Um-
fang notwendig als VorsorgemaBnahme fiir moégli-
che Krisenzeiten. Sie ermdglichen es Europa, den
Lindern der Dritten Welt Nahrungsmittel zur Verfii-
gung zu stellen. Sie kénnen aber auch, wie das Bei-
spiel Polen zeigt, zur Bewiltigung politischer Span-
nungen beitragen. Ich warne deshalb davor, unsere
Nahrungsmittelversorgung von den Zuféalligkeiten
des Weltmarktes abhingig machen zu wollen. Die

©

auf dem Energiesektor eingetretene Situation zeigt (p)

doch, wie wichtig es ist, sich bei lebensnotwendigen
Produkten nicht in zu grole Abhéngigkeit zu bege-
ben. Wenn man dariiber hinaus weif}, welche immen-
sen finanziellen Belastungen unserer Volkswirt-
schaft durch die Abh#ngigkeit auf dem Energiesek-
tor entstanden sind und sicher auch noch lange ent-
stehen, so stellen sich die Ausgaben fiir den Agrar-
markt als relativ unbedeutend heraus. Die sichere
Versorgung unserer Bevilkerung mit qualitativ
hochwertigen Nahrungsmitteln sollte uns diese Auf-
wendungen wert sein.

Lassen Sie mich nun auf den Agrarbericht der
Bundesregierung zurickkommen. Die landwirt-
schaftliche Produktion kann langfristig nur dann
aufrechterhalten werden, wenn den Landwirten die
Teilnahme an der allgemeinen Einkommensent-
wicklung, wie sie ja als Ziel des Landwirtschaftsge-
setzes ausdriicklich genannt wird, erméglicht wird.
Erzeugerpreisverbesserungen allein kénnen freilich
den in den letzten fiinf Jahren eingetretenen Riick-
stand der Einkommensentwicklung unserer Land-
wirtschaft gegeniiber anderen Berufsgruppen nicht
wettmachen. Hierzu bedarf es eines ganzen Biindels
von Malinahmen, die sowohl den Marktbereich als
auch den Strukturbereich berlicksichtigen miissen.
Gezielte und tragbare Hilfen im intensiven Bereich
sind in gleichem Mafle erforderlich wie angemes-
sene Erzeugerpreise, wobei auch auBerlandwirt-
schaftliche Mafilnahmen ergriffen werden miissen,
damit auch kleinere Betriebe langfristig in der
Landwirtschaft Existenzmdglichkeiten haben. Un-
ser Ziel ndmlich ist nicht die Entwicklung von
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»Agrarfabriken” oder von GroBbetrieben, die wei-
testgehend auf der Grundlage zugekaufter Futter-
mittel produzieren, sondern wir wollen auch kiinftig-
hin den flichengebundenen bauerlichen Familien-
betrieb. Seine Erhaltung ist aus landespflegeri-
schen, landeskulturellen und infrastrukturellen
Griinden unverzichtbar.

Anlage 5
Erkliirung

von Staatsminister Schmidhuber (Bayern)
zu Punkt 11 der Tagesordnung

Der federfithrende AusschuB fiir Fragen der Eu-
ropiiischen Gemeinschaften und der AusschuB fiir
Jugend, Familie und Gesundheit haben empfohlen,

sich generell gegen den Gebrauch zirkonhaltiger
Verbindungen auszusprechen. Sie haben ferner
empfohlen, bei silbernitrathaltigen Mitteln einen zu-
sétzlichen Warnhinweis vorzuschreiben, bestimmte
Sonnenschutzmittel nicht in die Positivliste aufzu-
nehmen und die vorldufige Zulassung zeitlich zu be-
grenzen,

Diese Mittel sind jedoch nach unseren Informatic-
nen von den zusténdigen Kommissionen beim Bun-
desgesundheitsamt und beim Europarat iUberprift
und in der jeweiligen besonderen Anwendung fiir
gesundheitlich unbedenklich erachtet worden. Bay-
ern kann die Anderungsvorschlé‘.ge der Ausschiisse
nicht unterstiitzen, weil sie — ohne daB es durch den
Gesundheitsschutz geboten wire — wirtschaftliche
Erschwernisse bringen wiirden. Wir sind allerdings
bereit, unsere Haltung zu iiberpriifen, wenn die Bun-
desregierung eine entsprechende Notwendigkeit
darlegen und begriinden wiirde.
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